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Bebauungsplan „Bell“, Gemeinde Kämpfelbach; 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 1 BauGB sowie der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

für die frühzeitige Beteiligung am Bebauungsplan „Bell“ bedanken wir uns sehr herzlich. 

Zu diesem Planentwurf möchte der LNV-Arbeitskreis Pforzheim/Enzkreis für den Landesna-
turschutzverband Baden-Württemberg e. V. (LNV) folgende Stellungnahme abgeben: 

Allgemein 

Wie den Unterlagen zu entnehmen ist, besteht in der Gemeinde Kämpfelbach großer Bedarf 
an neuen Wohnbauflächen. Um diesen Bedarf zu decken, soll der Bereich „Bell“ Gemarkung 
Bilfingen mit ca. 3,7 Hektar zum Wohnbaugebiet entwickelt werden. Dass hier ein Handeln 
angesagt ist, möchten wir nicht in Abrede stellen. Den größten Teil der Fläche aber nur mit 
freistehenden Einfamilienhäusern zu bebauen, ist angesichts des Klimawandels und des ho-
hen Flächenverbrauchs nicht mehr darstellbar.  
Wir vertreten die Auffassung, dass die Wohnraumbeschaffung effektiver dadurch erreicht 
werden könnte, wenn die zur Verfügung stehende Fläche kompakter, mit mehr Reihen-, 
Doppel- und Mehrfamilienhäusern bebaut werden würde. So würden insgesamt mehr Inte-
ressenten/ Familien zum Zuge kommen. Es werden – und davon sind wir überzeugt – auch 
Menschen, junge wie ältere, bereit sein, in Mehrfamilienhäusern zu wohnen. Auf diese Wei-
se könnte der hohe Flächenverbrauch, die Versiegelung pro Wohneinheit sowie der Verlust 
an wertvollem landwirtschaftlich genutzten Flächen reduziert und das vorhandene ge-
schützte Biotop erhalten werden. Dies wäre auch eher im Sinne des § 1a (1) BauGB, wonach 
mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen ist. 
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Wie in Ihrem Kartenausschnitt ersichtlich ist, befinden sich im direkten Anschluss an den 
Geltungsbereich noch einige unbebaute Grundstücke. Wir erwarten daher, dass diese im-
mer wieder zu beobachtende Grundstücksbevorratung („Enkelgrundstücke“) durch die nun 
geplante Satzung ausgeschlossen wird! Diese sollte z.B. eine Bauverpflichtung enthalten, 
wonach spätestens zwei Jahre nach der Erschließung gebaut werden muss, ansonsten fällt 
das Grundstück zum Kaufpreis an die Gemeinde zurück. Nach spätestens weiteren zwei Jah-
ren muss das Haus auch bewohnt werden, ansonsten sind z.B. Sanktionen aufzuerlegen.  

 

Eingriffsregelung 

Aufgrund der Größe mit ca. 3,7 Hektar ist für die Aufstellung des Bebauungsplanes das Re-
gelverfahren anzuwenden. Dies bedeutet, dass für den Bebauungsplan eine Umweltprüfung 
durchzuführen ist, in der die wesentlichen Auswirkungen der Planung auf den Naturhaushalt 
beschrieben werden. Eingriffe in den Naturhaushalt sind zu bewerten und durch geeignete 
Maßnahmen auszugleichen.  

Nach § 1a Abs. 2 BauGB sind die Vorschriften der Eingriffsregelung nach dem Bundesnatur-
schutzgesetz in der Bauleitplanung anzuwenden. Darin ist festgelegt, dass erhebliche Beein-
trächtigungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild vorrangig zu vermeiden sind, nicht 
vermeidbare Beeinträchtigungen sind möglichst funktionsbezogen auszugleichen. Nach der 
Berechnung des Eingriffs und nach Abzug der innerhalb des Geltungsbereiches ermittelten 
Grünordnungsmaßnahmen ist davon auszugehen, dass ein erhebliches Defizit an 
Ökopunkten bei den Tieren und Pflanzen sowie beim Boden entstehen wird. Dafür vorzuse-
hende planexterne Ausgleichsmaßnahmen liegen noch nicht vor. Deshalb kann dazu keine 
Aussage getroffen werden. Wir halten aber gleichartige Ausgleichsmaßnahmen im Bereich 
Biotope für zwingend erforderlich und bitten darum, die noch zu erstellende Maßnahmen-
konzeption frühzeitig für eine Beurteilung zur Verfügung zu stellen. 

Am Südrand des Plangebiets befindet ein gesetzlich geschütztes Biotop, welches durch das 
geplante Baugebiet vollständig beseitigt werden soll. Wir bitten um Prüfung, ob es nicht, 
gemeinsam mit den angrenzenden Bäumen, durch Änderungen/ Verkleinerung der Grund-
stückszuschnitte komplett erhalten werden kann. Dadurch wird der Eingriff reduziert, es 
wird weniger Ausgleichsfläche benötigt und die zukünftige Bebauung ist Richtung Süden 
eingegrünt. Ansonsten ist dieses Biotop in unmittelbarer Nachbarschaft in der gleichen Flä-
chengröße wieder auszuweisen. 

Durch die Umwandlung der bisherigen Freiflächen in Baufläche gehen die bestehenden Ha-
bitatstrukturen zu einem hohen Anteil verloren oder werden verändert. Die zu rodenden 
Obstbäume und Gehölze sowie die mageren Flachlandmähwiesen sind in unmittelbarer 
Nachbarschaft in der gleichen Anzahl bzw. Flächengröße wieder auszuweisen. Die neu anzu-
legenden Ausgleichsflächen sollten in Gemeindeeigentum überführt werden. 

Artenschutz 

Die artenschutzrechtliche Prüfung ist an die aktuell gültige Vorschrift (BNatSchG i. d. F. 
15.09.2017) anzupassen (s. hierzu 3.3 der speziellen artenschutzrechtl. Untersuchung). Wir 
bitten auch dringend um Verwendung des für die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
entwickelte und seit mehreren Jahren vorliegende neue Formblatt. 
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Bis auf folgende Punkte sind wir mit dem Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung ein-
verstanden: 

1. Der Rotmilan verliert wie alle anderen Vogelarten durch die Erschließung und Bebauung 
ein wertvolles Nahrungshabitat. Ein Ausgleich kann neben den in der speziellen arten-
schutzrechtl. Untersuchung beschriebenen Maßnahmen durch eine Aufwertung, z. B. 
von Grünland zu LRT 6510 in der Nachbarschaft geschaffen werden. 

2. Das geschützte Biotop Nr. 170172360321 weist auch ca. 500 Qudratmeter Steinriegel 
aus. Es ist nicht auszuschließen, dass dort Reptilien vorkommen. Zum Schutz ist wäh-
rend der Baumaßnahmen in Richtung der Steinriegel genauso wie in Richtung der Haus-
gärten ein Schutzzaun aufzustellen. 

Wir gehen davon aus, dass die im Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Untersu-
chung beschriebenen Vorschläge voll inhaltlich in den Bebauungsplan übernommen wer-
den. 

 
Ökologische Festsetzungen 
 
Für die einzelnen Schutzgüter fordern wir ökologische Festsetzungen, die die Eingriffsfolgen 
minimieren: 
 
- Pflicht zum Bau von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie (Photovoltaik und 

thermische Solarnutzung). Gemäß Bericht in der PZ vom 27.03.2019 rechnen sich Photo-
voltaik-Anlagen besonders aufgrund der aktuell rückläufigen Investitionskosten. In der 
Regel liefern die Anlagen über 30 Jahre Strom und haben sich bereits nach rund neun 
Jahren finanziell ausgezahlt. Aus Gründen des Klimaschutzes ist diese Vorgabe daher 
nicht unverhältnismäßig; 

- Pflicht zur Sammlung / Rückhaltung von Regenwasser in Zisternen und Verwendung für 
die Toilettenspülung und / oder die Gartenbewässerung; 

- Vorgaben zur Abdeckung von Lichtschächten, Regenfallrohren und ähnlichen Bauwer-
ken, damit sie nicht zur Falle für Kleintiere werden.  

- Aufforderung zum freiwilligen Anbringen und Unterhalten von Nistkästen für Vögel 
      und Fledermäusen am Gebäude und in den zu pflanzenden Bäumen, 
- Begrünung der Dächer bis 5 Grad Dachneigung (Mindestsubstratstärke 10 cm), 
- Verbot von von Kies-/Schottergärten und 
- Ausführung offener Stellplätze sowie Zufahrten zu Garagen mit wasserdurchlässigen 

Belägen. 
 

Außerdem sollte neben den Photovoltaikanlagen zur Erzeugung des eigenen Stromes im 
Bereich Wärme eine zukunftsweisende Technik eingesetzt werden. Die heutzutage häufig 
installierten Wärmepumpen sollten die Wärme nicht aus der Umgebungsluft, sondern aus 
dem Erdreich erzeugen. Diese Art Wärmeerzeugung ist energiesparender und nahezu kli-
maneutral, besonders dann, wenn sie gemeinschaftlich durchgeführt wird. Zu dieser Thema-
tik möchten wir auf einen Artikel in der Zeitschrift Die Gemeinde Ausgabe 17/2019 S. 881 
verweisen, in dem ein Beispiel aus dem Landkreis Ravensburg beschrieben wird. 
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Wichtig wäre hierbei, dass die Ökologischen Festsetzungen nicht nur im Bebauungsplan 
wiederfinden, sondern auch in den Baugenehmigungsbescheiden deutlich hervorgehoben 
werden.  
 

Begrüßt werden von uns die Hinweise unter Ziffer 8.0 der speziellen artenschutzrechtl. Un-
tersuchung, insbesondere zum Thema vogelfreundliches Glas und insektenfreundliche Au-
ßenbeleuchtung. 

 

Wir möchten darum bitten, die angeführten Anregungen bei der Planung zu berücksichtigen 
und den LNV-Arbeitskreis am weiteren Verfahren zu beteiligen.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Gerhard Walter 
Sprecher LNV-AK Pforzheim/Enzkreis 
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